Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drudcsadie VI/913 


Kleine Anfrage 


der Abgeordneten Freiherr von und zu Guttenberg, 
Dr. Marx (Kaiserslautem), Dr. Kliesing (Honnef), 
Kiep, Dr. Gradl, Lenze (Attendorn) 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Absicht der Bundesregiemng, einen „Gewaltver- 
ziditsvertrag" mit der Regierung der UdSSR ab- 
zusdiließen 


I. 

Die Sowjetunion hat der Bundesregierung am 21. November 
1967 notifiziert, daß nach ihrer Auffassung die Einhaltung der 
im Artikel 2 der UN-Charta enthaltenen allgemeinen Friedens- 
pflicht eine „unabdingbare Forderung des modernen Völker- 
rechts sei" und dieser Erklärung hinzugefügt, daß ■ — unbe- 
schadet des Artikels 2, auf Grund der fortgeltenden Artikel 53 
und 107 der UN-Charta — 

„gegen die Wiederaufnahme der aggressiven Politik sei- 
tens eines ehemaligen Feindstaates folglich entsprechende 
(Zwangs-) Maßnahmen getroffen werden können". 

Als „aggressive Politik" qualifiziert die Sowjetunion jegliche, 
auf die friedliche Verwirklichung der deutschen Freiheitsrechte 
gerichtete Bemühung der Bundesrepublik Deutschland. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung bereit, ein deutsch-sowjetisches 
Abkommen als „Gewaltverzichtsvertrag" hinzustellen, bei 
dem der sowjetische Partner seinen bisherigen Vorbehalt 
der Anwendung oder Androhung von Gewalt nicht tatsäch- 
lich und zweifelsfrei ausräumt? 

2. Kann die Bundesregierung dem Bundestag versichern, daß 
die Sowjetunion ihren, der Bundesregierung amtlich noti- 
fizierten Gewaltvorbehalt sowie dessen politische Begrün- 
dung in einer Weise aufzugeben bereit ist, die dem Völker- 
recht und der Einstellung der Westmächte entspricht? 
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3. Widerspricht die Bundesregierung der Feststellung der 
CDU/CSU, daß die Sowjetunion, Polen und die DDR — in 
der Methode wechselnd, in der Sache gleichbleibend — jede 
wie auch immer geartete friedliche Bemühung der Bundes- 
republik Deutschland 

— um menschliche Verbesserungen des Status quo im 
geteilten Deutschland, 

— um innerdeutsche Ubergangsregelungen vor der 
endgültigen Friedensregelung, 

— um eine europäische Friedensordnung auf der 
Grundlage freier Selbstbestimmung und der Einheit 
der deutschen Nation, 

— um Verbesserungen der Lage in und um Berlin 

willkürlich und konstant als „Wiederaufnahme aggressiver 
Politik" bewerten, gegen die gemäß der VN-Satzung ein- 
seitig Gewaltmaßnahmen ergriffen werden dürften? 

4. Widerspricht die Bundesregierung der Feststellung der 
CDU/CSU, daß die sowjetische Regierung der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland 1967 und 1968 in amtlichen 
Dokumenten notifiziert hat, die sowjetische Auffassung von 
der Anwendbarkeit der Artikel 53 und 107 der VN-Satzung 
stehe nicht im Widerspruch zum Gewaltverbot des Artikels 
2 der VN-Satzung, sondern entspreche sogar den Interessen 
der Friedenssicherung in Europa, weil und solange die 
Bundesrepublik Deutschland nach sowjetischer Auslegung 
den Tatbestand „aggressiver Politik" im Sinne des Artikels 
53 der VN-Satzung erfülle? 

5. Widerspricht die Bundesregierung den Feststellungen der 
CDU/CSU, 

daß der fundamentale Unterschied zwischen der Ein- 
stellung der Westmächte und der Sowjetunion zur 
Frage der Anwendbarkeit der Artikel 53 und 107 der 
VN-Satzung gegenüber der Bundesrepublik Deutsch- 
land in der gegensätzlichen Bewertung der friedlichen 
Ziele der deutschen West- und Ost-Politik durch unsere 
Verbündeten einerseits (siehe Artikel 7 des Deutsch- 
land-Vertrages) und durch die Mitgliedregierungen des 
Warschauer Paktes andererseits liegt; 

daß die Sowjetunion — im Gegensatz zu den West- 
mächten (siehe deren Erklärungen von 1968 und 
1969) — bisher weder eine vergleichbare Zusicherung 
abgegeben hat noch eine solche abzugeben beabsichtigt, 
wonach die Artikel 53 und 107 der VN-Satzung kein 
Recht zu einseitiger gewaltsamer Intervention in der 
Bundesrepublik Deutschland gewähren? 
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6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der CDU/CSU, 
daß den deutschen Besorgnissen wegen des nichtausgeräum- 
ten völkerrechtswidrigen Gewalt Vorbehalts der Sowjetunion 
dann wirksam begegnet würde, wenn die UdSSR im Zusam- 
menhang mit einem deutsch-sowjetischen Gewaltverzichts- 
abkommen 

— die Notwendigkeit eines frei ausgehandelten Frie- 
densvertrages zwischen Deutschland und seinen 
ehemaligen Gegnern, 

— das Recht auch des deutschen Volkes auf friedliche 
Wiedervereinigung auf der Grundlage des Selbst- 
b estimmungsrechts, 

— die Unteilbarkeit und Ausnahmslosigkeit des Ge- 
waltverbots des Völkerrechts, 

unzweideutig anerkennen würde? 

7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der CDU/CSU, 
daß der deutsche Textvorschlag für den Austausch gegen- 
seitiger Gewaltverzichte, den die Regierung der Großen 
Koalition am 3. Juli 1969 der Sowjetregierung übermittelt 
hat und der den vorausgegangenen Memoranden der UdSSR 
soweit wie möglich entgegenkam, den unter Frage 6 genann- 
ten Erfordernissen für einen eindeutigen gegenseitigen 
Gewaltverzicht entsprach? 

8. Widerspricht die Bundesregierung der Feststellung der 
CDU/CSU, daß die sowjetische Regierung die friedlichen 
Bemühungen der Bundesregierung um die Verwirklichung 
der deutschen Freiheitsrechte konstant als „aggressive Poli- 
tik" qualifiziert hat, obwohl sie den Brief des Bundeskanz- 
lers Adenauer nach der Aufnahme diplomatischer Bezie- 
hungen entgegengenommen hat, in dem dieser „die Wieder- 
herstellung der Einheit eines deutschen demokratischen 
Staates" als Ziel der deutschen Politik bezeichnet hatte? 


II. 

Die Bundesregierung hat in verschiedenen Äußerungen den 
Eindruck zu erwecken gesucht, als ob der von Staatssekretär 
Bahr mit Außenminister Gromyko verhandelte Text eines Ge- 
waltverzichtsvertrages eine kontinuierliche Fortsetzung der 
Gewaltverzichtspolitik der Regierung Kiesinger darstelle. In 
Wahrheit hat die Regierung der Großen Koalition im Gegen- 
satz zur gegenwärtigen Bundesregierung die Verquickung eines 
Gewaltverzichts mit substantiellen Regelungen der großen 
offenen Fragen immer abgelehnt. 

Wir fragen deshalb die Bundesregierung; 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Regierung der 
Großen Koalition in keiner Weise die Verquickung eines Ge- 
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waltverzichtsabkommens mit der Präjiidizmrung der großen 
politischen Streitfragen vorgeschlagen hat, sondern im Gegen- 
teil dem sowjetisdien Begehren einer materiellen Vorweg- 
nahme friedensvertraglicher Regelungen im Rahmen eines 
Gewaltverzichtsabkommens ausdrüdclich entgegentrat, indem 
sie in ihrem Aide-memoire vom 6. April 1968 an die Sowjet- 
union feststellte; 

„Eines ist schon heute möglich: der feierliche gegenseitige 
Verzicht auf Anwendung und Androhung von Gewalt bei 
den Bemühungen um eine gerechte Lösung der Probleme. 
Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland schlägt 
daher vor, bald entsprechende Abmachungen zu treffen 
und damit günstigere Voraussetzungen für die Regelung 
jener Fragen zu schaffen, die heute noch zwischen uns und 
unseren osteuropäischen Nachbarn stehen. 

Besteht erst einmal die Gewißheit, daß Krieg und Gewalt 
als Mittel internationaler Auseinandersetzungen in Eu- 
ropa ausgeschlossen sind, und daß alle Fragen ausschließ- 
lich zum Gegenstand friedlicher Verhandlung gemacht 
werden, dann ist Wesentliches zur Überwindung von Miß- 
trauen und Furcht getan. Ein gegenseitiger Verzicht auf 
Anwendung und Androhung von Gewalt ist nach Ansicht 
der Bundesregierung der geeignete Ausgangspunkt für 
weitere Schritte der Festigung der Sicherheit in Europa. 
Die Regierung der UdSSR hat vorgeschlagen, im Zusam- 
menhang mit den Überlegungen über den Austausch von 
Gewaltverzichtserklärungen auch andere Fragen zu be- 
handeln. Da viele dieser Fragen sehr komplizierte Pro- 
bleme aufwerfen und zum Teil auch die Rechte und Inter- 
essen dritter Staaten berühren, ist die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland der Auffassung, daß schritt- 
weise vorgegangen werden sollte. Sie hält zunächst eine 
Vereinbarung über den Verzicht der Anwendung oder 
Androhung von Gewalt für wünschenswert." 

III. 

Wir sehen in dem bekanntgewordenen Inhalt des von Staats- 
sekretär Bahr mit Außenminister Gromyko ausgehandelten 
Entwurfes für einen „Gewalt Verzichts vertrag" mit der Sowjet- 
union einerseits und den hierzu abgegebenen grundsätzlichen 
Darlegungen des Brmdesaußenministers in seiner Antwort vom 
6. Mai 1970 auf die Große Anfrage der CDU/CSU andererseits 
einen Widerspruch. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

Kann die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag bestäti- 
gen, daß die von Staatssekretär Bahr mit Außenminister Gro- 
myko ausgehandelten Formulierungen für einen deutsch-sowje- 
tischen Gewaltverzichtsvertrag folgenden Zusicherungen in 
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der Antwort des Bundesministers des Auswärtigen vom 6. Mai 
1970 auf die Große Anfrage der CDU/CSU vom 27. April 1970 
entsprechen?: 

1. „Die Bundesregierung hält daran fest, daß Gewaltverzichts- 
vereinbarungen die materielle Lösung bestehender Streit- 
fragen nicht präjudizieren dürfen. Der Gewaltverzicht soll 
vertraglich sicherstellen, daß zur Lösung dieser Fragen das 
Mittel der Gewalt ausgeschlossen ist . . . Eine Preisgabe von 
Grundpositionen kommt auch heute nicht in Betracht." 

2. „Die Bundesregierung ist sich über die aktuellen Zielset- 
zungen der sowjetischen Deutschland- und Europa-Politik 
im klaren. Die Sowjetunion weiß ihrerseits — daran hat die 
Bundesregierung in ihren Gesprächen keinen Zweifel ge- 
lassen — , daß es Gewaltverzichtsvereinbarungen nur inso- 
weit geben kann, als unser Verzicht auf Gewalt von sowje- 
tischer Seite nicht als Verzicht auf unsere Bemühungen um 
Schaffung einer gerechten und dauerhaften Friedensordnung 
in Europa, auf das Recht zur Selbstbestimmung des deut- 
schen Volkes, auf freie politische Entfaltung, wie sie zum 
Selbstverständnis einer Demokratie gehört, ausgelegt wer- 
den kann ..." 

3. „Die Bundesregierung wünscht, mit der Sowjetunion Erklä- 
rungen über einen Gewaltverzicht auszutauschen, die zu- 
gleich ein ausgewogeneres gegenseitiges Verhältnis mit 
wachsendem Vertrauen auf beiden Seiten hersteilen. Ein 
offener oder versteckter Dissens müßte dieses Verhältnis 
weiter erheblich belasten, über den Inhalt der Begriffe muß 
deshalb volle Klarheit bestehen; unsere erklärten friedlichen 
Ziele dürfen nicht als „territoriale Ansprüche" und als Ver- 
letzung des Gewaltverzichtsabkommens hingestellt werden 
können." 


Bonn, den 8. Juni 1970 


Freiherr von und zu Guttenberg 
Dr, Marx (Kaiserslautern) 

Dr. Kliesing (Honnef) 

Kiep 

Dr. Gradl 
Lenze (Attendorn) 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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